


1970 beauftragte der Rat der EKD seine Kammer für soziale Ordnung, der Sachverständige aus Kirche, Universität, Politik, Gewerkschaften und Industrie angehören, eine »Denkschrift über die Denkschriften« zu verfassen zur Klärung folgender Probleme: 

· Warum äußert sich die Kirche zu politischen und gesellschaftlichen Fragen? 

· Wer kann legitim für die Kirche sprechen? 

· Zu wem wird gesprochen? 

· Wann soll die Kirche sich äußern? 

· Qualitätsgesichtspunkte für Denkschriften 

· Aufnahme und Auswirkung der Denkschriften in den Gemeinden und in der Öffentlichkeit

Die folgenden Zitate beziehen sich nur auf die ersten beiden Gesichtspunkte. 

I. Warum soll und muss sich die Kirche zu politischen und gesellschaftlichen Fragen äußern? 

10. Die Legitimation der Kirche, sich zu politischen und gesellschaftlichen Fragen zu äußern, beruht nach ihrem Selbstverständnis auf dem umfassenden Verkündigungs- und Sendungsauftrag ihres Herrn. Recht verstanden, geht es nicht um einen kirchlichen »Anspruch«, sondern um ein »Ansprechen« der Welt unter dem Anspruch Gottes und in Solidarität mit den Aufgaben und Nöten der Gesellschaft. Diese Solidarität folgt aus dem Gebot der Christusnachfolge, dem durch persönliche Liebestätigkeit allein nicht Genüge getan wird. Dieses Ansprechen wird je nach der existentiellen Bedeutung der anstehenden Fragen von unterschiedlicher Gestalt und unterschiedlichem Gewicht sein müssen und dürfen: 

11. Es hat kirchliche Äußerungen gegeben, und es wird sie immer geben, die entschieden und verbindlich gegenüber jedermann ein eindeutiges »Nein« aussprechen zu Lehren oder Handlungen, deren Billigung in einer bestimmten geschichtlichen Situation der Verleugnung des christlichen Glaubens gleichkommen würde (Status confessionis). Ein solcher entschiedener Widerspruch wird dann gefordert sein, wenn die Freiheit des Bekennens mit all seinen Konsequenzen oder das Menschsein des Menschen ernstlich in Frage gestellt ist. je nach Lage kann das »Nein« zugleich eine Skala positiver Möglichkeiten mit einem breiten Spielraum freisetzen. Im sozialethischen Bereich hat man diese Art von Äußerungen, die sich als Ungehorsam gegenüber dem Staat auswirken können, vielfach unter dem Begriff »Wächteramt« anzusprechen versucht. Dieser Begriff er- scheint problematisch, wenn er das Verhältnis von Kirche und Staat nur als statisches Gegenüber umschreibt und den Eindruck erweckt, als werde nur nach draußen zu einer  verlorenen Welt geredet. 

12. Der umfassende Verkündigungs- und Sendungsauftrag darf sich nicht auf jene Sonderfälle beschränken, in denen ein eindeutiges »Nein« der Kirche geboten ist. Vielmehr wird eine lebendige Gemeinde auch außerhalb des Bereichs dieser Sonderfälle weder Glieder noch das Gemeinwesen, für das sie mit ihren Gliedern mitverantwortlich ist, sich selbst überlassen dürfen. Denn die Verkündigung hat in jeder Situation deutlich zu machen, dass das Evangelium keine wirklichkeitsferne Heilsbotschaft ist. Zwar enthält die Heilige Schrift keine Weisungen über eine zeitlos gültige Ordnung der Gesellschaft. Auch werden Christen als tätige Glieder ihrer Gesellschaft immer wieder vor Entscheidungen stehen, in denen sie sich scheinbar »nur« an Vernunft und Erfahrung verwiesen sehen. Auf- grund der in Jesus Christus geschehenen Versöhnung der Welt mit Gott ergeht aber die Weisung an die Christen, ihr Leben als versöhnte Menschen in Mitmenschlichkeit zu gestalten. Das schließt auch die Aufgabe ein, gemeinsam nach Bedingungen für eine rechte Ordnung des menschlichen Zusammenlebens in der jeweiligen Gegenwart zu suchen. Die Ergebnisse dieses gemeinsamen Suchens wird die Kirche der Gesellschaft in Form gewissenhafter vernünftiger Argumentation vermitteln. Diese soll dazu anregen, in einer bestimmten Richtung weiterzudenken und zu handeln, um die stets verbesserungsbedürftige Ordnung menschlichen Zusammenlebens fortzuentwickeln. 

Missverständnisse und Einwände: 

18. Kirchliche Äußerungen zu politischen oder gesellschaftlichen Fragen begegnen auch heute noch Missverständnissen und prinzipiellen Einwänden:

19. Es werden Bedenken im Namen einer verkürzten, sozialethisch missverstandenen Zwei-Reiche-Lehre erhoben. Dabei wird meist übersehen, dass auch Luther und Calvin bei vielen Anlässen zu politischen und ökonomischen Fragen Stellung genommen haben. Sie ließen bei Anerkennung aller Unterschiedlichkeit von Kirche und Staat keinen Zweifel daran, dass beide Bereiche nur einen Herrn haben. Im gleichen Sinne hat die Barmer Erklärung 1934 gut reformatorisch von dem kräftigen Anspruch Gottes auf unser ganzes Leben gesprochen und die Ansicht, es gebe Bereiche des Lebens, in denen wir nicht Jesus Christus, sondern anderen Herren zu eigen wären, als »falsche Lehre« verworfen. 

20. Damit ist zugleich ein frommes Laissez-faire abgewiesen, wie es in solchen Kreisen vertreten wird, die zwar für das persönliche Leben, für den Bereich der »Individualethik«, ein frommes, Gott wohlgefälliges Leben fordern, es aber nicht als einen christlichen Auftrag betrachten, sich in politischen und gesellschaftlichen Fragen zu engagieren. Die Ansicht, dieser Rückzug auf die »innere Linie« sei un- politisch, ist eine Selbsttäuschung. Christliche Existenz ohne politische Relevanz gibt es nicht. Auch wäre ein Glaube, der den Menschen in den Bedrängnissen des Vorletzten nur auf das Letzte verweist und dergestalt die konkrete politische und wirtschaftliche  Verantwortung entwertet, tatsächlich »illusionärer Glaube«, »Opium des Volkes«.

24. Gegen kirchliche Äußerungen wird ferner geltend gemacht, Aufgabe der Kirche sei »die Predigt des reinen Evangeliums«, die evangelische Kirche sei »die Kirche des zeitlosen Schriftwortes«. Diese Argumentation erinnert an Stimmen, die der Kirche die Vorbereitung auf das Jenseits, dem Staat die Gestaltung des Diesseits zuweisen wollen. Sie verkennt, dass die Predigt des Evangeliums die Welt verändert und zur Nachfolge auch im Bereich des mitmenschlichen Zusammenlebens aufruft. Zu dieser Nachfolge gehört das Nachdenken und Mitdenken über die Stellung und den Beitrag des Christen in Fragen des öffentlichen Lebens. Da es daran oft gefehlt hat, kommt es dazu, dass die Predigt des Evangeliums immer wieder in unreflektierter Selbstverständlichkeit von nationalen, konservativen, patriarchalischen, bürgerlichen, liberalen und sozialistischen Ideen oder auch von einer landläufigen »christlichen Moral« verfälscht wird. 

25. Ein weitverbreitetes Argument gegen politische und gesellschaftliche Äußerungen der Kirche bezieht sich auf Eigengesetzlichkeiten und Sachzwänge des politischen, wirtschaftlichen und technischen Geschehens. Dieser Einwand rührt an die Grundlage jeder Ethik; denn wenn die Geschichte nach ehernen unausweichlichen Gesetzmäßigkeiten abliefe, dann wären ethische Überlegungen sinnlos. Dem kann eine Kirche, die den lebendigen Gott ver- kündet, niemals zustimmen. Das Vorhandensein von Zwangsläufigkeiten lässt sich zwar nicht leugnen. Es ist auch selbstverständlich, dass die Sozialethik die Forschungen der Gesellschaftswissenschaften über derartige Zusammenhänge zu berücksichtigen hat. Aber es ist eine Aufgabe von hoher ethischer Bedeutung, die Ursachen, Bedingungen und Auswirkungen der jeweiligen Geschehensabläufe aufzudecken, über Wege zu ihrer Beeinflussung nachzudenken und scheinbaren Sachzwängen gegenüber die Freiheit des Menschen zur verantwortlichen Entscheidung ins Spiel zu bringen. Solche Entscheidungen können in ihren Konsequenzen Geschehensabläufe grundlegend verändern. Oft wird das Argument der Sachgesetzlichkeit gerade dann von Praktikern in Politik und Wirtschaft als Vorwand gebraucht, wenn man das Gebotene und auch Mögliche unterlässt, weil man es in Wahrheit nicht will. 

II. Wer redet? 

29. Für legitimes kirchliches Reden ist immer entscheidend, dass in ihm der Auftrag der Kirche, die Verkündigung des Willens Gottes in der jeweiligen Zeit, zum Ausdruck kommt. Die geistliche Legitimität kirchlichen Redens kann deswegen nicht in erster Linie von der verbandsrechtlichen Bevollmächtigung der Redenden abhängig sein. Nicht sei- ten haben sich in der Kirchengeschichte einzelne Menschen ohne jeden amtlichen Auftrag als die eigentlich legitimen Sprecher der Kirche erwiesen. Daher ist es bei kirchlichem Reden 

erforderlich, immer zuerst nach dem rechten Inhalt des Gesagten und nicht nach der amtlichen Legitimation der Redenden zu fragen.

32 Entscheidend für die Kirchlichkeit einer Äußerung ist allein deren Schrift- und Sachgemäßheit, die sich im Vollzug bewähren und erweisen muss... 

39. Das rechte Verhalten gegenüber so verstandenen kirchlichen Äußerungen besteht weder in einer kritiklosen Hinnahme noch in einer voreiligen Distanzierung, sondern in verantwortungsbewusster Auseinandersetzung, die die Argumente ernst nimmt und kritisch prüft. 

Aufgaben und Grenzen kirchlicher Äußerungen zu gesellschaftlichen Fragen
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